
Wolfgang Ischinger

Friedensfürst des Tages

W
olfgang Ischinger, Aus-

richter der »Münchner 

Sicherheitskonferenz«, 

spielt auch nach Ende seiner Di-

plomatenkarriere eine nicht ganz 

unwichtige Rolle. Mit seinen Kon-

ferenzen hat er sich ein Podium 

geschaffen, auf dem die größten 

Frechheiten ungestraft herausgehau-

en werden können – es ist ja nichts re-

gierungsoffiziell, und auch die hohen 

Militärs, die ausländischen Freunde 

und die deutschen Minister, die auf 

Ischingers Geheiß dort auflaufen, sa-

gen höchstens ihre Meinung, niemals 

aber die der Kanzlerin. Das tun sie 

natürlich doch. Das wissen auch alle. 

Doch im Zweifel: Alles privat. Da 

kann man nix machen.

Nicht unwesentliche Bestandteile 

der Aggressionsstrategie, die die 

NATO gegen Russland fährt, wurden 

vorab auf Ischingers Diplomaten-

treffs verkündet. Das Stelldichein 

dient regelmäßig dazu, die Grenzen 

des Machbaren auszutesten.

Diese Grenzen könnten, was 

Russland angeht, erreicht, vielleicht 

bereits überschritten sein. Das ist 

auch Ischinger aufgefallen. Das 

Militärbündnis solle nunmehr ge-

gen Russland »nicht draufsatteln, 

sondern mäßigen« , sagte er am 

Donnerstag dem NDR-Magazin 

»Panorama«. Denn die Gefahr, dass 

aus »Eskalationsschritten militäri-

sche Kampfhandlungen« werden, sei 

größer als in den »vergangenen 25 

Jahren«, ja sogar »größer denn je«.

Der dritte Weltkrieg, so nah vor 

der Tür? Ischinger muss es wissen. 

Seit einigen Wochen modelliert er 

die deutsche Außenpolitik, Außen-

minister Frank-Walter Steinmeier 

(SPD), der Bundeswehrgeneral a. 

D. Harald Kujat und jüngst Sigmar 

Gabriel, der chamäleonhafte Chef 

der Sozialdemokraten, sekundieren.

Sie alle müssen es wissen. Die 

NATO-»Speerspitze« (so nennen die 

die wirklich!) ist mittlerweile an die 

russische Grenze herangerückt, auch 

in Ex-Sowjetrepubliken. Gegen alle 

Abmachungen. Die Kriegsgefahr ist 

real. Und sie geht vom Westen aus. 

(sc)
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In einer redaktionellen Erklärung 
unterstützte die britische Tageszei-
tung Morning Star am Mittwoch das 
Votum für ein Verlassen der EU. Ein 
Auszug:
Wir entscheiden in einem Referendum, 
das von der Rechten einberufen wur-
de – ein zufälliges Ergebnis des stüm-
perhaften Versuches David Camerons, 
seine eigenen Hinterbänkler mit einem 
Vorschlag, an dessen Durchführung er 
nie gedacht hatte, zu besänftigen.

Und wir entscheiden nach einer Kam-
pagne, die von der Rechten dominiert 
wurde, mit rivalisierenden Tory-Visio-
nen, in denen die Massenmedien linke 
Perspektiven ersäuften. (...)

Und nun fällt die Entscheidung. Als 
uns diese Frage 1975 das letzte Mal 
gestellt wurde (zum Verbleib in der Eu-
ropäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 
jW), war der Morning Star die einzi-
ge überregionale Tageszeitung, die für 
»Verlassen« eintrat.

Der Verdacht, den wir damals hatten, 
dass der Gemeinsame Markt die Macht 
der Konzerne stärken und die unserer 
gewählten Repräsentanten schwächen 
wurde, wurde durch alles, was die EU 
seither unternommen hat, bestätigt.

Ihre Verträge ergeben insgesamt, 
wie Tony Benn (1925–2014, britischer 

Labour-Politiker, jW) einmal sagte, die 
»einzige Verfassung in der Welt, die 
dem Kapitalismus verpflichtet ist«.

Eine Labour-Regierung, die ent-
schlossen wäre, unsere Eisenbahnen 
und die Post in die öffentliche Hand 
zurückzunehmen, hätte sehr rasch Är-
ger mit der EU. Man muss es Jeremy 
Corbyn zugutehalten, dass er andeutete, 
diesen Kampf nicht zu scheuen. Nicht 
zu leugnen aber ist, dass es leichter wä-
re, unser Eigentum zurückzuerhalten, 
wenn wir nicht Gegenstand von EU-
Verträgen wären. Die können nur durch 
einstimmige Vereinbarung aller 28 Mit-
gliedsstaaten geändert werden.

So antisozialistisch die EU ist, so 
undemokratisch ist sie. Ihr Parlament 
ist zahnlos, es hat nicht einmal formal 
die Macht, eine Gesetzesinitiative zu 
ergreifen; die Verfügungen gehen von 
der nichtgewählten Kommission und 
der Zentralbank aus.

Aber noch schlimmer ist, dass sie ak-
tiv antidemokratisch ist. Sie schaltet De-
mokratie aus. Kommissionschef Jean-
Claude Juncker erklärte, als das griechi-
sche Volk für eine Regierung stimmte, 
die die Kürzungspolitik beenden wollte: 
»Es kann keine demokratische Wahl ge-
gen EU-Verträge geben.«

Griechenlands Regierung wurde 

gedemütigt, und Minister, die gewählt 
worden waren, um ein linkes Programm 
zu verwirklichen, wurden gezwungen, 
das extremste Privatisierungs- und Kür-
zungsprogramm des ganzen Kontinents 
durchzusetzen. Diejenigen, die argu-
mentieren, Austeritätspolitik sei eine 
Entscheidung, die auf nationaler Ebene 
getroffen werde, sollten sich fragen, wa-
rum dann angeblich linke Regierungen 
in Frankreich und Italien Arbeiterrechte 
und öffentliche Ausgaben ebenso bösar-
tig attackieren wie rechte Regierungen. 
Anscheinend tut es nichts zur Sache, 
wen wir Europäer wählen: Wir bekom-
men Austerität. (...)

Es gibt keinen Beweis dafür, dass ein 
»Bleiben«-Votum helfen würde, die ex-
treme Rechte zu schlagen. Den Kampf 
gegen Rassismus und Intoleranz haben 
wir in jedem Fall zu führen. (…) Eine 
Stimme für »Verlassen« bringt heute 
nicht den Sozialismus. Aber sie wäre ein 
Schritt hin zur Wiederherstellung von 
demokratischer Kontrolle über unsere 
Wirtschaft, und sie würde ein Hindernis 
für Fortschritt beseitigen.

Der Morning Star rät Ihnen, diesen 
Schritt zu tun.

Übersetzung: Arnold Schölzel

Vollständiger Text:  

www.morningstaronline.co.uk

Ihre Tochter Ivana Hoffmann 
hat als Internationalistin mit 
deutsch-afrikanischer Her-

kunft im kurdischen Selbstver-
waltungsgebiet im nordsyrischen 
Rojava gekämpft. Wie ist sie in 
Kontakt mit dem kurdischen 
Freiheitskampf gekommen?

Sie hatte viele kurdische, afrikani-
sche, türkische Freunde. Schon immer 
hatte Ivana einen sehr ausgeprägten 
Gerechtigkeitssinn. Irgendwann hat 
sie dann angefangen, an antifaschisti-
schen Demonstrationen, Jugendcamps 
und politischen Veranstaltungen teil-
zunehmen. Dabei hat sie viel von der 
Unterdrückung verschiedener Völker 
mitbekommen, dann ist sie selber ak-
tiv geworden. Besonders angetan war 
sie vom Kampf des kurdischen Volkes 
um Freiheit und vor allem von der 
Rolle der kurdischen Frauen in diesem 
Kampf. Sie hat auch selbst Vorträge 
über Frauenunterdrückung und über 
die kurdische Frauenguerilla gehalten. 
Ich habe gemerkt, dass es ihr ernst war 
mit der revolutionären Arbeit und ih-
rem Interesse an Kurdistan.

In ihrem letzten Brief, bevor sie 
nach Syrien ging, schrieb Ivana, 
dass sie »die Revolution in Rojava 
verteidigen« und »ein Teil von ihr 
werden« möchte. Was bedeutet 
Ihnen der Kampf Ivanas?

Ich habe damals ja gar nicht gewusst, 
dass sie nach Rojava gegangen ist. Nach 
ihrer Abreise und im Laufe des letzten 
Jahres habe ich einen ganz anderen 
Bezug zu dem Thema bekommen. Jetzt 
kann ich natürlich alles besser verste-
hen. Als ich vor über einem Jahr dort 
hingefahren bin, um Ivana nach Hause 
zu holen, ist mir bewusst geworden, 
wie wichtig es ist, als Internationalistin 
diesen Kampf des kurdischen Volkes 

zu unterstützen. Es waren sehr viele 
Leute dort anwesend, um ihr die letz-
te Ehre zu erweisen. Das hat mir in 
dem Moment viel Kraft gegeben. Ich 
hatte verschiedene Gefühle wie Wut, 
Trauer, aber auch Stolz. Von dem Tag 
bis zur Beerdigung und in der Zeit da-
nach wurde mir immer bewusster, wie 
wichtig das ist, was Ivana getan hat. Ich 
versuche so gut ich kann, das weiterzu-
machen, was sie begonnen hat.

Zu Ivanas Beerdigung am 
14. März 2015 in Duisburg sind 
Tausende Menschen gekommen. 
In Rojava, der Türkei und Europa 
hängt ihr Bild in vielen Straßen, 
an Häuserwänden und in den 
Räumen linker Vereine. Kann 
man sagen, dass Ivana zu einem 
Symbol geworden ist?

Neulich habe ich im Fernsehen in einer 
Dokumentation eine Straße in Kobani 
mit Ivanas Bild gesehen. Und dann 
gibt es den großen Park in der nordsyri-
schen Stadt Efrin, der nach ihr benannt 
wurde, die Gedenkstelle für sie in Köln 
und bestimmt noch viele weitere Orte, 
die ihren Namen tragen. Das macht 

mich sehr glücklich. Das sind alles 
Spuren, die sie hinterlassen hat.

Auch die Veranstaltungen in ver-
schiedenen Ländern Europas, auf de-
nen ihrer gedacht wird, bedeuten mir 
viel. Das sind alles Zeichen dafür, dass 
sie nicht vergessen wird. Ich wünsche 
mir sehr, dass ihr Andenken lebendig 
bleibt. Als ich in England auf einer 
Veranstaltung für Ivana war, hat mir 
einer der Teilnehmer gesagt, er sei von 
ihr so beeindruckt gewesen, dass er 
nach Kobani gegangen ist und dort ge-
holfen hat, ein Krankenhaus aufzubau-
en. Es hat mich sehr beeindruckt, dass 
jemand, der sie gar nicht persönlich 
kannte, so von ihr inspiriert war. Das 
gibt mir Hoffnung, dass wir ihre Bot-
schaft auch an die nächste Generation 
weitergeben können. Mein Traum ist 
es, in das assyrische Dorf Til Nasir bei 
der Stadt Til Temir zu fahren, das sie 
verteidigt hat. Ich hoffe, dass es dort 
Frieden geben wird und wir alle ge-
meinsam das umsetzen können, wofür 
Ivana sich eingesetzt hat.

Für den kommenden Samstag 
organisieren Sie gemeinsam mit 
dem »Freundeskreis Ivana Hoff-
mann« das zweite internationale 
»Ivana Hoffmann Festival«. Was 
wollen Sie damit erreichen?

Wir möchten, dass Ivana unvergessen 
bleibt. Dieses Festival wollen wir zu ei-
nem international bekannten machen. 
Wir werden es heute abend mit einer 
Podiumsdiskussion zur Kriminalisie-
rung von Revolutionären beginnen. 
Am Samstag findet dann eine Gedenk-
demonstration statt, und wir haben ein 
großes Programm mit internationalen 
Bands, Theater und Workshops rund 
um den Freiheitskampf in Rojava orga-
nisiert.� Interview: Kevin Hoffmann

ivanafestival.blogsport.de

»Ich möchte, dass Ivana 
unvergessen bleibt«

Gefährdeter Frieden

Wolfgang Ischinger

Waffenstillstand in Kolumbien

Friedensfürst des Tages 

Wolfgang Ischinger, Aus-
richter der »Münchner 
Sicherheitskonferenz«, 

spielt auch nach Ende seiner Di-
plomatenkarriere eine nicht ganz 
unwichtige Rolle. Mit seinen Kon-
ferenzen hat er sich ein Podium 
geschaffen, auf dem die größten 
Frechheiten ungestraft herausgehau-
en werden können – es ist ja nichts re-
gierungsoffiziell, und auch die hohen 
Militärs, die ausländischen Freunde 
und die deutschen Minister, die auf 
Ischingers Geheiß dort auflaufen, sa-
gen höchstens ihre Meinung, niemals 
aber die der Kanzlerin. Das tun sie 
natürlich doch. Das wissen auch alle. 
Doch im Zweifel: Alles privat. Da 
kann man nix machen.

Nicht unwesentliche Bestandteile 
der Aggressionsstrategie, die die 
NATO gegen Russland fährt, wurden 

vorab auf Ischingers Diplomaten-
treffs verkündet. Das Stelldichein 
dient regelmäßig dazu, die Grenzen 
des Machbaren auszutesten.

Diese Grenzen könnten, was 
Russland angeht, erreicht, vielleicht 
bereits überschritten sein. Das ist 
auch Ischinger aufgefallen. Das 
Militärbündnis solle nunmehr ge-
gen Russland »nicht draufsatteln, 
sondern mäßigen« , sagte er am 
Donnerstag dem NDR-Magazin 
»Panorama«. Denn die Gefahr, dass 
aus »Eskalationsschritten militäri-
sche Kampfhandlungen« werden, sei 
größer als in den »vergangenen 25 
Jahren«, ja sogar »größer denn je«.

Der dritte Weltkrieg, so nah vor 
der Tür? Ischinger muss es wissen. 
Seit einigen Wochen modelliert er 
die deutsche Außenpolitik, Außen-
minister Frank-Walter Steinmeier 
(SPD), der Bundeswehrgeneral a. 
D. Harald Kujat und jüngst Sigmar 
Gabriel, der chamäleonhafte Chef 
der Sozialdemokraten, sekundieren.

Sie alle müssen es wissen. Die 
NATO-»Speerspitze« (so nennen die 
die wirklich!) ist mittlerweile an die 
russische Grenze herangerückt, auch 
in Ex-Sowjetrepubliken. Gegen alle 
Abmachungen. Die Kriegsgefahr ist 
real. Und sie geht vom Westen aus. 
� (sc)

Die zwischen den Revo-
lutionären Streitkräften 
Kolumbiens (FARC) und 

der kolumbianischen Regierung 
getroffene Vereinbarung eines end-
gültigen beiderseitigen Waffenstill-
standes markiert einen historischen 
Einschnitt, der das seit mehr als 
50 Jahren andauernde Gemetzel 
hoffentlich beendet.

Die Zeichen dafür stehen trotz 
aller Widrigkeiten besser denn je: 
Bogotá hat sich verpflichtet, Sicher-
heitsgarantien für die bisherigen 
Guerilleros abzugeben sowie die 
Paramilitärs und deren Unterstützer 
zu bekämpfen. Die FARC ihrerseits 
legen zwar die Waffen nieder, eine 
Abgabe »bis zur letzten Pistole«, 
wie es Staatschef Juan Manuel 
Santos formulierte, erfolgt aber 
erst nach Unterzeichnung des end-
gültigen Friedensvertrages. Dieser 
könnte nach Informationen aus 
Verhandlungskreisen noch im Juli 
abgeschlossen werden.

Der Weg zum Frieden in Kolum-
bien ist trotzdem noch lang. Nicht 
nur, dass die Verhandlungen mit der 
zweitgrößten Guerillaorganisation, 
der Nationalen Befreiungsarmee 
(ELN), noch gar nicht richtig in 
Fahrt gekommen sind. Die Ver-
haftung eines ELN-Unterhändlers 
durch die kolumbianischen Sicher-
heitskräfte in dieser Woche ist ein 
wenig ermutigendes Zeichen für 
diesen Teil des Prozesses. Es darf 
auch nicht übersehen werden, dass 
die Feinde des Friedens nach wie 
vor stark sind. Die Drogenmafia, 
die ultrarechten Todesschwadronen, 
Großgrundbesitzer und manche 
internationalen Multis haben 
überhaupt kein Interesse daran, 

dass sich in Kolumbien tatsächlich 
Recht und Gesetz durchsetzen. 
Bisher war es an der Tagesordnung, 
dass unbequeme Gewerkschafter, 
Bauern, Menschenrechtsaktivisten 
und andere ermordet wurden – eine 
Bestrafung der Täter gab es in den 
wenigsten Fällen. Die Morde des 
Militärs an unschuldigen Zivilisten, 
die anschließend als »getötete 
Guerilleros« präsentiert wurden, 
und die Verantwortung des Ober-
kommandos und der Regierung für 
diese Verbrechen sind bislang nicht 
aufgeklärt worden. Auch deshalb 
widersetzt sich Expräsident Álvaro 
Uribe vehement jedem Kriegsende.

Schon einmal scheiterte ein Frie-
densprozess, weil die Rechte einen 
Vernichtungskrieg gegen die ent-
waffnete Linke führte. Die als Er-
gebnis des damaligen Abkommens 
1985 gegründete legale Partei Unión 
Patriótica wurde physisch ausge-
rottet: Zwei Präsidentschaftskandi-
daten, acht Kongressabgeordnete, 
13 Angehörige von Regionalparla-
menten, elf Bürgermeister und bis 
zu 5.000 Mitglieder der UP wurden 
ermordet. Die Guerilla wurde so ge-
zwungen, zum bewaffneten Kampf 
zurückzukehren.

Vor allem aber sind die Ursa-
chen, die zu dem jahrzehntelangen 
Bürgerkrieg geführt haben, bis heu-
te nicht überwunden. Es waren die 
soziale Ungerechtigkeit, die unglei-
che Verteilung fruchtbaren Landes 
und die Armut, die Anfang der 60er 
Jahre dazu führten, dass sich Bau-
ern mit der Waffe in der Hand gegen 
ihre Unterdrückung wehrten. Wenn 
diese Ursachen nicht überwunden 
werden, wird Kolumbien auch wei-
terhin nicht zum Frieden finden.

André Scheer

Freunde und Genossen wollen Andenken der in Rojava getöteten 
Internationalistin bewahren. Gespräch mit Michaela Hoffmann
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Michaela Hoffmann ist die Mutter von 
Ivana Hoffmann, die im März 2015 
erst 19jährig bei einem Gefecht mit 

Kämpfern des »Islamischen Staates« 
im Norden Syriens ums Leben kam
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In einer redaktionellen Erklärung 
unterstützte die britische Tageszei-
tung Morning Star am Mittwoch das 
Votum für ein Verlassen der EU. Ein 
Auszug:
Wir entscheiden in einem Referendum, 
das von der Rechten einberufen wur-
de – ein zufälliges Ergebnis des stüm-
perhaften Versuches David Camerons, 
seine eigenen Hinterbänkler mit einem 
Vorschlag, an dessen Durchführung er 
nie gedacht hatte, zu besänftigen.

Und wir entscheiden nach einer Kam-
pagne, die von der Rechten dominiert 
wurde, mit rivalisierenden Tory-Visio-
nen, in denen die Massenmedien linke 
Perspektiven ersäuften. (...)

Und nun fällt die Entscheidung. Als 
uns diese Frage 1975 das letzte Mal 
gestellt wurde (zum Verbleib in der Eu-
ropäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 
jW), war der Morning Star die einzi-
ge überregionale Tageszeitung, die für 
»Verlassen« eintrat.

Der Verdacht, den wir damals hatten, 
dass der Gemeinsame Markt die Macht 
der Konzerne stärken und die unserer 
gewählten Repräsentanten schwächen 
wurde, wurde durch alles, was die EU 
seither unternommen hat, bestätigt.

Ihre Verträge ergeben insgesamt, 
wie Tony Benn (1925–2014, britischer 

Labour-Politiker, jW) einmal sagte, die 
»einzige Verfassung in der Welt, die 
dem Kapitalismus verpflichtet ist«.

Eine Labour-Regierung, die ent-
schlossen wäre, unsere Eisenbahnen 
und die Post in die öffentliche Hand 
zurückzunehmen, hätte sehr rasch Är-
ger mit der EU. Man muss es Jeremy 
Corbyn zugutehalten, dass er andeutete, 
diesen Kampf nicht zu scheuen. Nicht 
zu leugnen aber ist, dass es leichter wä-
re, unser Eigentum zurückzuerhalten, 
wenn wir nicht Gegenstand von EU-
Verträgen wären. Die können nur durch 
einstimmige Vereinbarung aller 28 Mit-
gliedsstaaten geändert werden.

So antisozialistisch die EU ist, so 
undemokratisch ist sie. Ihr Parlament 
ist zahnlos, es hat nicht einmal formal 
die Macht, eine Gesetzesinitiative zu 
ergreifen; die Verfügungen gehen von 
der nichtgewählten Kommission und 
der Zentralbank aus.

Aber noch schlimmer ist, dass sie ak-
tiv antidemokratisch ist. Sie schaltet De-
mokratie aus. Kommissionschef Jean-
Claude Juncker erklärte, als das griechi-
sche Volk für eine Regierung stimmte, 
die die Kürzungspolitik beenden wollte: 
»Es kann keine demokratische Wahl ge-
gen EU-Verträge geben.«

Griechenlands Regierung wurde 

gedemütigt, und Minister, die gewählt 
worden waren, um ein linkes Programm 
zu verwirklichen, wurden gezwungen, 
das extremste Privatisierungs- und Kür-
zungsprogramm des ganzen Kontinents 
durchzusetzen. Diejenigen, die argu-
mentieren, Austeritätspolitik sei eine 
Entscheidung, die auf nationaler Ebene 
getroffen werde, sollten sich fragen, wa-
rum dann angeblich linke Regierungen 
in Frankreich und Italien Arbeiterrechte 
und öffentliche Ausgaben ebenso bösar-
tig attackieren wie rechte Regierungen. 
Anscheinend tut es nichts zur Sache, 
wen wir Europäer wählen: Wir bekom-
men Austerität. (...)

Es gibt keinen Beweis dafür, dass ein 
»Bleiben«-Votum helfen würde, die ex-
treme Rechte zu schlagen. Den Kampf 
gegen Rassismus und Intoleranz haben 
wir in jedem Fall zu führen. (…) Eine 
Stimme für »Verlassen« bringt heute 
nicht den Sozialismus. Aber sie wäre ein 
Schritt hin zur Wiederherstellung von 
demokratischer Kontrolle über unsere 
Wirtschaft, und sie würde ein Hindernis 
für Fortschritt beseitigen.

Der Morning Star rät Ihnen, diesen 
Schritt zu tun.

Übersetzung: Arnold Schölzel

Vollständiger Text:  

www.morningstaronline.co.uk

Ihre Tochter Ivana Hoffmann 
hat als Internationalistin mit 
deutsch-afrikanischer Her-

kunft im kurdischen Selbstver-
waltungsgebiet im nordsyrischen 
Rojava gekämpft. Wie ist sie in 
Kontakt mit dem kurdischen 
Freiheitskampf gekommen?

Sie hatte viele kurdische, afrikani-
sche, türkische Freunde. Schon immer 
hatte Ivana einen sehr ausgeprägten 
Gerechtigkeitssinn. Irgendwann hat 
sie dann angefangen, an antifaschisti-
schen Demonstrationen, Jugendcamps 
und politischen Veranstaltungen teil-
zunehmen. Dabei hat sie viel von der 
Unterdrückung verschiedener Völker 
mitbekommen, dann ist sie selber ak-
tiv geworden. Besonders angetan war 
sie vom Kampf des kurdischen Volkes 
um Freiheit und vor allem von der 
Rolle der kurdischen Frauen in diesem 
Kampf. Sie hat auch selbst Vorträge 
über Frauenunterdrückung und über 
die kurdische Frauenguerilla gehalten. 
Ich habe gemerkt, dass es ihr ernst war 
mit der revolutionären Arbeit und ih-
rem Interesse an Kurdistan.

In ihrem letzten Brief, bevor sie 
nach Syrien ging, schrieb Ivana, 
dass sie »die Revolution in Rojava 
verteidigen« und »ein Teil von ihr 
werden« möchte. Was bedeutet 
Ihnen der Kampf Ivanas?

Ich habe damals ja gar nicht gewusst, 
dass sie nach Rojava gegangen ist. Nach 
ihrer Abreise und im Laufe des letzten 
Jahres habe ich einen ganz anderen 
Bezug zu dem Thema bekommen. Jetzt 
kann ich natürlich alles besser verste-
hen. Als ich vor über einem Jahr dort 
hingefahren bin, um Ivana nach Hause 
zu holen, ist mir bewusst geworden, 
wie wichtig es ist, als Internationalistin 
diesen Kampf des kurdischen Volkes 

zu unterstützen. Es waren sehr viele 
Leute dort anwesend, um ihr die letz-
te Ehre zu erweisen. Das hat mir in 
dem Moment viel Kraft gegeben. Ich 
hatte verschiedene Gefühle wie Wut, 
Trauer, aber auch Stolz. Von dem Tag 
bis zur Beerdigung und in der Zeit da-
nach wurde mir immer bewusster, wie 
wichtig das ist, was Ivana getan hat. Ich 
versuche so gut ich kann, das weiterzu-
machen, was sie begonnen hat.

Zu Ivanas Beerdigung am 
14. März 2015 in Duisburg sind 
Tausende Menschen gekommen. 
In Rojava, der Türkei und Europa 
hängt ihr Bild in vielen Straßen, 
an Häuserwänden und in den 
Räumen linker Vereine. Kann 
man sagen, dass Ivana zu einem 
Symbol geworden ist?

Neulich habe ich im Fernsehen in einer 
Dokumentation eine Straße in Kobani 
mit Ivanas Bild gesehen. Und dann 
gibt es den großen Park in der nordsyri-
schen Stadt Efrin, der nach ihr benannt 
wurde, die Gedenkstelle für sie in Köln 
und bestimmt noch viele weitere Orte, 
die ihren Namen tragen. Das macht 

mich sehr glücklich. Das sind alles 
Spuren, die sie hinterlassen hat.

Auch die Veranstaltungen in ver-
schiedenen Ländern Europas, auf de-
nen ihrer gedacht wird, bedeuten mir 
viel. Das sind alles Zeichen dafür, dass 
sie nicht vergessen wird. Ich wünsche 
mir sehr, dass ihr Andenken lebendig 
bleibt. Als ich in England auf einer 
Veranstaltung für Ivana war, hat mir 
einer der Teilnehmer gesagt, er sei von 
ihr so beeindruckt gewesen, dass er 
nach Kobani gegangen ist und dort ge-
holfen hat, ein Krankenhaus aufzubau-
en. Es hat mich sehr beeindruckt, dass 
jemand, der sie gar nicht persönlich 
kannte, so von ihr inspiriert war. Das 
gibt mir Hoffnung, dass wir ihre Bot-
schaft auch an die nächste Generation 
weitergeben können. Mein Traum ist 
es, in das assyrische Dorf Til Nasir bei 
der Stadt Til Temir zu fahren, das sie 
verteidigt hat. Ich hoffe, dass es dort 
Frieden geben wird und wir alle ge-
meinsam das umsetzen können, wofür 
Ivana sich eingesetzt hat.

Für den kommenden Samstag 
organisieren Sie gemeinsam mit 
dem »Freundeskreis Ivana Hoff-
mann« das zweite internationale 
»Ivana Hoffmann Festival«. Was 
wollen Sie damit erreichen?

Wir möchten, dass Ivana unvergessen 
bleibt. Dieses Festival wollen wir zu ei-
nem international bekannten machen. 
Wir werden es heute abend mit einer 
Podiumsdiskussion zur Kriminalisie-
rung von Revolutionären beginnen. 
Am Samstag findet dann eine Gedenk-
demonstration statt, und wir haben ein 
großes Programm mit internationalen 
Bands, Theater und Workshops rund 
um den Freiheitskampf in Rojava orga-
nisiert.� Interview: Kevin Hoffmann

ivanafestival.blogsport.de

»Ich möchte, dass Ivana 
unvergessen bleibt«

Gefährdeter Frieden

Wolfgang Ischinger

Waffenstillstand in Kolumbien

Friedensfürst des Tages 

Wolfgang Ischinger, Aus-
richter der »Münchner 
Sicherheitskonferenz«, 

spielt auch nach Ende seiner Di-
plomatenkarriere eine nicht ganz 
unwichtige Rolle. Mit seinen Kon-
ferenzen hat er sich ein Podium 
geschaffen, auf dem die größten 
Frechheiten ungestraft herausgehau-
en werden können – es ist ja nichts re-
gierungsoffiziell, und auch die hohen 
Militärs, die ausländischen Freunde 
und die deutschen Minister, die auf 
Ischingers Geheiß dort auflaufen, sa-
gen höchstens ihre Meinung, niemals 
aber die der Kanzlerin. Das tun sie 
natürlich doch. Das wissen auch alle. 
Doch im Zweifel: Alles privat. Da 
kann man nix machen.

Nicht unwesentliche Bestandteile 
der Aggressionsstrategie, die die 
NATO gegen Russland fährt, wurden 

vorab auf Ischingers Diplomaten-
treffs verkündet. Das Stelldichein 
dient regelmäßig dazu, die Grenzen 
des Machbaren auszutesten.

Diese Grenzen könnten, was 
Russland angeht, erreicht, vielleicht 
bereits überschritten sein. Das ist 
auch Ischinger aufgefallen. Das 
Militärbündnis solle nunmehr ge-
gen Russland »nicht draufsatteln, 
sondern mäßigen« , sagte er am 
Donnerstag dem NDR-Magazin 
»Panorama«. Denn die Gefahr, dass 
aus »Eskalationsschritten militäri-
sche Kampfhandlungen« werden, sei 
größer als in den »vergangenen 25 
Jahren«, ja sogar »größer denn je«.

Der dritte Weltkrieg, so nah vor 
der Tür? Ischinger muss es wissen. 
Seit einigen Wochen modelliert er 
die deutsche Außenpolitik, Außen-
minister Frank-Walter Steinmeier 
(SPD), der Bundeswehrgeneral a. 
D. Harald Kujat und jüngst Sigmar 
Gabriel, der chamäleonhafte Chef 
der Sozialdemokraten, sekundieren.

Sie alle müssen es wissen. Die 
NATO-»Speerspitze« (so nennen die 
die wirklich!) ist mittlerweile an die 
russische Grenze herangerückt, auch 
in Ex-Sowjetrepubliken. Gegen alle 
Abmachungen. Die Kriegsgefahr ist 
real. Und sie geht vom Westen aus. 
� (sc)

Die zwischen den Revo-
lutionären Streitkräften 
Kolumbiens (FARC) und 

der kolumbianischen Regierung 
getroffene Vereinbarung eines end-
gültigen beiderseitigen Waffenstill-
standes markiert einen historischen 
Einschnitt, der das seit mehr als 
50 Jahren andauernde Gemetzel 
hoffentlich beendet.

Die Zeichen dafür stehen trotz 
aller Widrigkeiten besser denn je: 
Bogotá hat sich verpflichtet, Sicher-
heitsgarantien für die bisherigen 
Guerilleros abzugeben sowie die 
Paramilitärs und deren Unterstützer 
zu bekämpfen. Die FARC ihrerseits 
legen zwar die Waffen nieder, eine 
Abgabe »bis zur letzten Pistole«, 
wie es Staatschef Juan Manuel 
Santos formulierte, erfolgt aber 
erst nach Unterzeichnung des end-
gültigen Friedensvertrages. Dieser 
könnte nach Informationen aus 
Verhandlungskreisen noch im Juli 
abgeschlossen werden.

Der Weg zum Frieden in Kolum-
bien ist trotzdem noch lang. Nicht 
nur, dass die Verhandlungen mit der 
zweitgrößten Guerillaorganisation, 
der Nationalen Befreiungsarmee 
(ELN), noch gar nicht richtig in 
Fahrt gekommen sind. Die Ver-
haftung eines ELN-Unterhändlers 
durch die kolumbianischen Sicher-
heitskräfte in dieser Woche ist ein 
wenig ermutigendes Zeichen für 
diesen Teil des Prozesses. Es darf 
auch nicht übersehen werden, dass 
die Feinde des Friedens nach wie 
vor stark sind. Die Drogenmafia, 
die ultrarechten Todesschwadronen, 
Großgrundbesitzer und manche 
internationalen Multis haben 
überhaupt kein Interesse daran, 

dass sich in Kolumbien tatsächlich 
Recht und Gesetz durchsetzen. 
Bisher war es an der Tagesordnung, 
dass unbequeme Gewerkschafter, 
Bauern, Menschenrechtsaktivisten 
und andere ermordet wurden – eine 
Bestrafung der Täter gab es in den 
wenigsten Fällen. Die Morde des 
Militärs an unschuldigen Zivilisten, 
die anschließend als »getötete 
Guerilleros« präsentiert wurden, 
und die Verantwortung des Ober-
kommandos und der Regierung für 
diese Verbrechen sind bislang nicht 
aufgeklärt worden. Auch deshalb 
widersetzt sich Expräsident Álvaro 
Uribe vehement jedem Kriegsende.

Schon einmal scheiterte ein Frie-
densprozess, weil die Rechte einen 
Vernichtungskrieg gegen die ent-
waffnete Linke führte. Die als Er-
gebnis des damaligen Abkommens 
1985 gegründete legale Partei Unión 
Patriótica wurde physisch ausge-
rottet: Zwei Präsidentschaftskandi-
daten, acht Kongressabgeordnete, 
13 Angehörige von Regionalparla-
menten, elf Bürgermeister und bis 
zu 5.000 Mitglieder der UP wurden 
ermordet. Die Guerilla wurde so ge-
zwungen, zum bewaffneten Kampf 
zurückzukehren.

Vor allem aber sind die Ursa-
chen, die zu dem jahrzehntelangen 
Bürgerkrieg geführt haben, bis heu-
te nicht überwunden. Es waren die 
soziale Ungerechtigkeit, die unglei-
che Verteilung fruchtbaren Landes 
und die Armut, die Anfang der 60er 
Jahre dazu führten, dass sich Bau-
ern mit der Waffe in der Hand gegen 
ihre Unterdrückung wehrten. Wenn 
diese Ursachen nicht überwunden 
werden, wird Kolumbien auch wei-
terhin nicht zum Frieden finden.

André Scheer

Freunde und Genossen wollen Andenken der in Rojava getöteten 
Internationalistin bewahren. Gespräch mit Michaela Hoffmann
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Michaela Hoffmann ist die Mutter von 
Ivana Hoffmann, die im März 2015 
erst 19jährig bei einem Gefecht mit 

Kämpfern des »Islamischen Staates« 
im Norden Syriens ums Leben kam
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